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486 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig. Vom 9. 10. 1923. 


I. Allgemeines. 
84 
Die Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Danzig werden durch den Senat der Freien 
Stadt Danzig und die Stadtbürgerſchaft nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes verwaltet. 


II. Die Stadtbürgerſchaft. 
A. Aufgaben. 
§ 2. 
Die Stadtbürgerſchaft iſt eine beſchließende Körperſchaft. Sie iſt nicht berechtigt, ihre Beſchlüſſe 
ſelbſt auszuführen, es ſei denn, daß dieſe ausſchließlich ihren eigenen inneren Geſchäftsbetrieb betreffen. 
8 3. N 
Die Stadtbürgerſchaft hat über alle Gemeindeangelegenheiten zu beſchließen, ſoweit ſie nicht 
ausſchließlich dem Senat überwieſen oder ihr durch Geſetz entzogen ſind. 
Die Stadtbürgerſchaft hat auch ihr Gutachten abzugeben über ſolche Gegenſtände, die ihr vom 
Senat zu dieſem Zweck vorgelegt werden. da 
Die Beſchlüſſe der Stadtbürgerſchaft über Angelegenheiten, deren Ausführung dem Senat 
obliegt, bedürfen der Zuſtimmung des Senats. Wird die Zuſtimmung verſagt, ſo hat der Senat der 
Stadtbürgerſchaft die Gründe hierfür mitzuteilen, und es hat eine erneute Beſchlußfaſſung der Stadt- 
bürgerſchaft ſtattzufinden. Werden übereinſtimmende Beſchlüſſe, zu deren Herbeiführung ſowohl vom 
Senat wie der Stadtbürgerſchaft die Einſetzung eines gemeinſchaftlichen Ausſchuſſes verlangt werden 
kann, alsdann nicht erzielt, ſo entſcheidet über die hervorgetretene Meinungsverſchiedenheit auf Anrufen 


der Volkstag, ſofern nicht die Angelegenheit auf ſich beruhen kann oder die Entſcheidung durch Geſetz 
einer anderen Stelle übertragen iſt. . 


8 5. 

Die Stadtbürgerſchaft überwacht die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten und 
iſt berechtigt, ſich von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung der Gemeindeeinnahmen 
Überzeugung zu verſchaffen. Zu dieſem Zweck kann die Stadtbürgerſchaft von dem Senat die Einſicht 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 23. 10. 1923). x 
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der Akten verlangen und Ausſchüſſe aus ihrer Mitte bilden, zu welchen der Senat Beauftragte abzuordnen 
befugt und auf Verlangen des Ausſchuſſes verpflichtet iſt. 
B. Zuſammenſetzung, Wahl. 
8 6. 

Die Stadtbürgerſchaft beſteht aus 51 Mitgliedern. Dieſe werden vom Volkstag auf Grund 
von Wahlvorſchlägen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl aus ſeiner Mitte und aus andern nach 
Art. 8 Abſ. II der Verfaſſung wählbaren Perſonen gewählt. Die zu Wählenden müſſen ſeit mindeſtens 
6 Monaten ihren Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt im Stadtkreiſe Danzig haben. 5 . 

2 8 7. 

Tritt bei einem Mitglied nachträglich ein Umſtand ein, der ſeine Wählbarkeit ausſchließen würde, 
ſo ſcheidet es aus der Stadtbürgerſchaft aus und tritt ſein Nachfolger nach Maßgabe ſeines Wahl- 
vorſchlages ein. 9 8 a 


Die Wahl der Mitglieder der Stadtbürgerſchaft erfolgt für die Amtsdauer des ſie wählenden 

Volkstages. 
Späteſtens bis zum Ablauf von 3 Monaten nach dem Amtsbeginn des neugewählten Volks⸗ 
tages hat die Neuwahl der Stadtbürgerſchaft ſtattzufinden. Bis zu ihrem Zuſammentritt bleibt die 
bisherige Stadtbürgerſchaft beſtehen und hat die Geſchäfte fortzuführen. 
C. Geſchäftsgang. 
8 9. 

Die Stadtbürgerſchaft wählt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und zwei Stellvertreter des 
Vorſitzenden, ſowie einen oder mehrere Schriftführer. Sie kann zum Schriftführer auch eine nicht ihr 
angehörende, vom Senat zu vereidigende Perſönlichkeit wählen. - 

$ 10. 
Der Vorfitzende beruft die Stadtbürgerſchaft ein, jo oft es die Geſchäfte erfordern, und leitet 


ihre Verſammlungen. - 
Die Einberufung muß erfolgen, wenn es ½ der Mitglieder oder der Senat unter Angabe der 


Gründe verlangt. 
8 11. 


Der Senat iſt zu allen Verſammlungen der Stadtbürgerſchaft und etwa von ihr gebildeten 
Ausſchüſſen unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Er iſt berechtigt, ſich durch Beauftragte 
vertreten zu laſſen. Die Stadtbürgerſchaft kann verlangen, daß bei der Verſammlung Beauftragte des 
Senats zugegen ſind. Dieſe müſſen jederzeit gehört werden. 

f 8 12. ö 

Die Stadtbürgerſchaft iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder zugegen iſt. 

Muß eine Verſammlung wegen Beſchlußunfähigkeit vertagt werden, ſo iſt eine zur Erledigung 
der gleichen Tagesordnung erneut einberufene Verſammlung ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen 
beſchlußfähig, wenn bei der Ladung hierauf ausdrücklich hingewieſen iſt. 

8 13. 

Die Stadtbürgerſchaft faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt 

ein Antrag als abgelehnt. 5 hi f 


An der Beratung und Abſtimmung über Gegenſtände, die Eigenangelegenheiten eines Mitgliedes 
oder ſeiner Angehörigen berühren, darf das Mitglied nicht teilnehmen. Ein ſolches Mitglied hat ſich 
während der Beratung und Abſtimmung aus dem Sitzungsſaal zu entfernen. 
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; 15. > 
Die Sitzungen der Stadtbürgerſchaft find öffentlich. Der Vorſitzende, dem die Polizeigewalt im 
Verſammlungsraum zuſteht, kann jeden Zuhörer aus dem Sitzungsraum entfernen laſſen, der die Ordnung 
in der Verſammlung ſtört. . x 
Für beſtimmte Gegenſtände kann durch in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß oder durch 
die Geſchäftsordnung die Offentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 
8 16. E 
Die Beſchlüſſe der Stadtbürgerſchaft find ſchriftlich niederzulegen und von dem Vorſitzenden und 
mindeſtens zwei Mitgliedern zu unterzeichnen. ; 
Sämtliche Beſchlüſſe find dem Senat mitzuteilen. 
8 17. 
Im übrigen regelt die Stadtbürgerſchaft ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. Sie 
iſt berechtigt, darin Zuwiderhandlungen der Mitglieder gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
gegebenen Vorſchriften mit vorübergehender Ausſchließung aus der Stadtbürgerſchaft zu belegen. 


III. Der Senat. 
8 18. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig iſt die Gemeindeverwaltungsbehörde. Als ſolche hat er 
die geſamten Angelegenheiten der Stadtgemeinde nach Maßgabe der Geſetze und der Beſchlüſſe der 
Stadtbürgerſchaft, ſofern er dieſen beigetreten iſt, im Rahmen des ſtädtiſchen Haushaltsplanes zu ver⸗ 
walten. Sind für einzelne ſtädtiſche Geſchäftszweige oder Anſtalten beſondere Verwaltungen eingeſetzt, 
ſo hat er dieſe zu beaufſichtigen. N 


N 8 19. R 

Der Senat ijt verpflichtet, einem Beſchluſſe der Stadtbürgerſchaft die Zuſtimmung und Aus⸗ 
führung zu verſagen, wenn er die Befugnis der Stadtbürgerſchaft überſchreitet oder geſetz⸗ oder rechts⸗ 
widrig iſt. Der § 15 des Zuſtändigkeitsgeſetzes findet in dieſem Falle Anwendung. 

8 20. 

Dem Senat liegt es ob, nachdem die Stadtbürgerſchaft darüber vernommen iſt, die ſtädtiſchen 
Beamten anzuſtellen und zu beauffichtigen. 

21. 

Der Senat vertritt die Stadtgemeinde Danzig nach außen. 

Zur Gültigkeit von Urkunden, welche im Namen der Stadtgemeinde ausgeſtellt werden, genügt 
die Unterſchrift eines Mitgliedes des Senats. 

* N § 22. i a 

Auf die Geſchäftsführung des Senats als Gemeindeverwaltungsbehörde finden die Art. 35—37 

der Verfaſſung Anwendung. 
IV. Ortsbezirle. 
a 8 23. 8 8 

Die Stadtgemeinde kann vom Senat nach Anhörung der Stadtbürgerſchaft in Ortsbezirke 
eingeteilt werden. 

Jedem Bezirk wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt. Dieſer und ſein Stellvertreter werden von 
der Stadtbürgerſchaft aus den wahlberechtigten Bürgern des Bezirks auf 6 Jahre gewählt. Sie bedürfen 
der Beſtätigung durch den Senat und bleiben nach Ablauf ihrer Wahldauer ſolange im Amt, bis neu 
gewählte und beſtätigte Perſonen an ihre Stelle treten. f 

Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Senats und verpflichtet, ſeinen Anordnungen Folge zu 
leiſten. Sie find berufen, den Senat namentlich in den örtlichen Geſchäften des Bezirks zu unterſtützen. 
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V. Verwaltungs⸗Ausſchüſſe, Amter. 
8 24. 


Zur dauernden Verwaltung einzelner Geſchäftszweige können beſondere Ausſchüſſe aus Beauf 
tragten des Senats und aus Mitgliedern der Stadtbürgerſchaft gebildet werden (Verwaltungsausſchüſſe). 
An den Ausſchüſſen können auch nicht der Stadtbürgerſchaft angehörende wahlberechtigte Bürger 
beteiligt werden, ſofern ſie mindeſtens ein Jahr im Stadtbezirk wohnhaft ſind. 

Zur Bildung ſolcher Ausſchüſſe ift ein übereinſtimmender Beſchluß des Senats und der Stadt- 
bürgerſchaft erforderlich. Die Mitglieder aus der Stadtbürgerſchaft und aus dem Kreiſe der wahlfähigen 
Bürger werden von der Stadtbürgerſchaft gewählt. 


Die Ausſchüſſe, über deren Zuſammenſetzung und Geſchäftsführung beſondere Satzungen erlaſſen 
werden können, find in allen Beziehungen dem Senct unterſtellt. 


Für jeden Ausſchuß ernennt der Senat den Vorſitzenden aus der Zahl der von ihm in den 
Ausſchuß entſandten Mitglieder. 4 45 


Iſt auf Grund des Artikels 57 der Verfaſſung ein Amt gebildet, und dieſem auch die Erledigung 
gleichartiger Gemeindeaufgaben der Stadt Danzig übertragen, ſo iſt die Bildung von beſonderen 
Ausſchüſſen durch die Stadtbürgerſchaft gemäß 8 24 nicht ſtatthaft; jedoch wird hierdurch die Zuſtändigkeit 
der Stadtbürgerſchaft als beſchließende Körperſchaft gemäß 8 3 nicht berührt. 


8 26. 


Auch zur Erledigung vorübergehender Verwaltungsaufgaben können Ausſchüſſe nach Maßgabe 
des § 24 gebildet werden. N 


VI. Verpflichtung zur Annahme unbeſoldeter ſtädtiſcher Amter. 
5 8 27. 

Jeder wahlberechtigte ſtädtiſche Bürger iſt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in der ſtädtiſchen 
Verwaltung anzunehmen und fie mindeſtens vier Jahre lang zu verſehen. Zur Ablehnung bzw. zur 
Niederlegung des Amtes ſind berechtigt: 

a) Frauen, 

b) wer das 60. Lebensjahr vollendet hat, 

c) wer durch Krankheit oder Gebrechen behindert iſt, 

d) wer ein anderes öffentliches Amt bekleidet, 

e) Arzte, 

1) Apotheker, welche keine Gehilfen haben, f D 

g) wer bereits 4 Jahre hindurch ein unbeſoldetes öffentliches Amt bekleidet hat, 

h) wer durch ſeine Berufsgeſchäfte zu häufiger oder langedauernder Abweſenheit von Danzig 

genötigt iſt. 


Die wählende Körperſchaft kann auch aus anderen als den vorſtehenden Gründen die Ablehnung 
bezw. die Niederlegung des Amtes geſtatten. 


N 8 28. Rech 

Wer ſich ohne einen gemäß $ 27 genannten Grund weigert, eine unbeſoldete Stelle in der 
ſtädtiſchen Verwaltung anzunehmen oder bis zum Ablauf ſeiner Wahldauer weiter zu verſehen, oder ſich 
der Verwaltung ſolcher Stellen tatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß der Stadtbürgerſchaft mit einer 
Ordnungsſtrafe bis zum Höchſtbetrage von 10 000 Mark belegt werden. Gegen einen ſolchen Beihluß - 
kann der Betroffene binnen einem Monat nach der Zuſtellung die Entſcheidung des Volkstages anrufen. 


VII. Haushaltsplan, Finanzen. 
Verwaltungskoſten. 
8 29. 5 1 2 
Alle Einnahmen und Ausgaben der Stadtgemeinde müſſen für jedes Jahr im voraus ver⸗ 
anſchlagt und in einen Haushaltsplan zuſammengeſtellt werden. Der Haushaltsplan unterliegt der 
Beſchlußfaſſung der Stadtbürgerſchaft. 5 
Das Haushaltsjahr läuft vom 1. April bis zum 31. März. 
§ 30. 
Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel 
nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken beſchafft werden. - 
8 31. £ 
Beſchlüſſe, welche Mehrausgaben außerhalb des Haushaltsplanes zur Folge haben, müſſen 
zugleich über die Deckung dieſer Mehrausgaben Beſtimmung treffen. 
g ; $ 32. 
Zu einer Überſchreitung des Haushaltsplanes und zu einer außerplanmäßigen Ausgabe iſt die 
Genehmigung der Stadtbürgerſchaft erforderlich. Sie darf nur im Falle eines unvorhergeſehenen und 
unabweisbaren Bedürfniſſes erteilt werden. 


— 


8 83. 

Die Rechnungen über den Haushaltsplan werden von der unabhängigen Rechnungsſtelle der 
Freien Stadt geprüft und feſtgeſtellt. 

Der Senat hat alljährlich die Jahresrechnung einſchließlich einer Überſicht der Schulden der 
Stadtgemeinde mit den Bemerkungen der Rechnungsſtelle zu ſeiner Entlaſtung der Stadtbürgerſchaft 
vorzulegen. 8 34. 

Beſchlüſſe, die bezwecken - 

a) die Einführung neuer Steuern, 

b) die Aufnahme von Anleihen oder die Übernahme von Bürgſchaften, 

c) Ausgaben, für welche noch keine Deckung vorhanden iſt, oder für welche die Deckung durch 

Anleihe erfolgen ſoll, 

bedürfen der Genehmigung des Finanzrates. a 

Gibt der Finanzrat ſeine Genehmigung nicht, ſo hat er dies innerhalb zweier Wochen dem 
Senat mitzuteilen und innerhalb zweier weiterer Wochen ſchriftlich zu begründen. Senat und Stadt⸗ 
bürgerſchaft haben dann nochmals Beſchluß zu faſſen. Faſſen Senat und Stadtbürgerſchaft nochmals 
den gleichen Beſchluß, ſo iſt dieſer endgültig und vom Senat durchzuführen. 

8 35. 

Von den regelmäßigen Prüfungen der ſtädtiſchen Kaſſen hat der Senat der Stadtbürgerſchaft 
Kenntnis zu geben, damit ſie ein Mitglied oder mehrere zur Teilnahme davon abordnen kann. Zu 
außerordentlichen Kaſſenprüfungen iſt der Vorſitzende oder ein von ihm ein für allemal bezeichnetes 


Mitglied der Stadtbürgerſchaft zuzuziehen. 


8 36. 

Soweit die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadt Danzig mit ausgeübt wird 
durch die Organe oder das Verwaltungsperſonal der Freien Stadt, hat die Stadtgemeinde einen 
entſprechenden Anteil an den perſönlichen und ſächlichen Verwaltungskoſten der Freien Stadt zu erſtatten. 
In gleicher Weiſe iſt die Freie Stadt der Stadtgemeinde erſtattungspflichtig, wenn von Organen oder 
dem Perſonal der Stadtgemeinde zugleich Geſchäfte der Verwaltung der Freien Stadt ausgeübt werden, 
es ſei denn, daß im Einzelfalle durch beſonderes Geſetz etwas anderes vorgeſchrieben iſt. Die zu erſtattenden 
Beträge werden jährlich durch den Haushaltsplan der Freien Stadt feſtgeſetzt. 


ee 
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VIII. Städtiſche Beamte. 
8 37. i 

Die Rechtsverhältniſſe der von der Stadtgemeinde Danzig angeſtellten Beamten richtet ſich nach 

. den für Kommunalbeamte gegebenen geſetzlichen Beſtimmungen. 

Be Die Beſoldung und die Ruhegehalts- und Hinterbliebenenverſorgung der ſtädtiſchen Beamten 

hat nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten gegebenen Grundſätzen zu erfolgen. 

5 S 39. 

Die ſtädtiſchen Beamten find verpflichtet, neben den ſtädtiſchen Geſchäften auch ihnen etwa vom 


. Senat- übertragene Geſchäfte der Staatsverwaltung zu erledigen. 

5 5 IX. Schluß und übergangsbeſtimmungen. 
* ; 8 40. 
= Für die Stadtgemeinde Danzig treten außer Kraft: 
En. a) die 88 8-10, 11 Abſ. 2, 12-50, 52—67, 69—74, 79-85 der Städteordnung vom 30. Mai 
8 1853 in der Faſſung des Geſetzes vom 3. Mai 1918 (Geſ. S. S. 53), 
1 bpb) die 8s 7, 12, 16, 17, 19 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883, 
* c) das Geſetz betr. vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts 
ee. - vom 18. Juli 1919 (Gef. S. ©. 118 ff.). 
Bi Soweit in anderen geſetzlichen Beſtimmungen Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften der 
Bi: Genehmigung des Bezirksausſchuſſes oder anderer Behörden unterworfen find, entfällt dieſe Beſchränkung 
Be für die Stadtgemeinde Danzig. e 
Fr 33 a 8 41. 
Be Soweit in anderen geſetzlichen Beſtimmungen Rechte oder Pflichten dem Magiſtrat oder der 
. Stadtverordnetenverſammlung übertragen ſind, treten hinſichtlich der Stadtgemeinde Danzig der Senat 
* bzw. die Stadtbürgerſchaft an ihre Stelle. sis 


Die Wahl der erſten Stadtbürgerſchaft hat ſpäteſtens innerhalb 4 Wochen nach Zuſammentritt 
des im November 1923 neu zu wählenden Volkstages zu erfolgen. 5 
Bis zum Zuſammentreten der Stadtbürgerſchaft bleibt die alte Stadtverordnete nverſammlung 
in Tätigkeit. 
Danzig, den 9. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
487 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz . 


zur Abänderung des Geſetzes über die Heranziehung von Handel, In duſtrie und Laudwirtſchaft 
zu verſtärkten Steuerleiſtungen für den Schluß des Kalenderjahres 1923 vom 12. 9. 1923 
(Geſetzbl. S. 957). Vom 12. 10. 1923. 
Artikel J. 

Das Geſetz über die Heranziehung von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zu verſtärkten 
Steuerleiſtungen für den Schluß des Kalenderjahres 1923 vom 12. September 1923 (Geſetzbl. S. 957) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

5 e) ſämtliche nicht unter a) und b) fallende Einkommenſteuerpflichtige, ſoweit ihr aus 88 9 

und 10 des Einkommenſteuergeſetzes ſteuerbares Einkommen im Jahr 1922 den Betrag 
von 1000 000 M überſtiegen hat. 


un ba A 


2.82 Abſ. 2 wird geftrichen. 
3. 8 3 erhält folgenden Zuſatz: a 
In den Fällen, in denen eine Abgabepflicht gleichzeitig nach $ 2 Buchſtabe a) und b) be⸗ 
gründet iſt, richtet ſich die Berechnung der Abgabe nach dem Hauptbetrieb des Abgabe⸗ 
pflichtigen. 
4. § 5 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Bei einem Kurs von 10 000 000 M für einen Dollar haben monatlich zu entrichten: 
die nach § 2 Buchſtabe a) Abgabepflichtigen das 156 fache der für das Kalenderjahr 
1923 feſtgeſetzten Gewerbeſteuer, s 
die nach § 2 Buchſtabe b) Abgabepflichtigen das 312 -jadhe des Jahresgrundbetrags 
der zuletzt feſtgeſtellten Einkommenſteuerſchuld, g 
die nach 8 2 Buchſtabe c) Abgabepflichtigen das 100⸗fache des auf der Grundlage des 
Jahres 1922 zuletzt feſtgeſtellten Jahresgrundbetrags ihrer Einkommenſteuervoraus⸗ 
zahlungen. 
Artikel II. f 
Sämtliche Abgabepflichtigen, die zur Sonderabgabe auf Grund der Gewerbeſteuerveranlagung 
für 1923 heranzuziehen ſind, ſind berechtigt, innerhalb einer Friſt von 1 Monat nach Verkündung dieſes 
Geſetzes eine Nachprüfung ihrer Veranlagung zur Gewerbeſteuer zwecks Einreihung in eine andere 
Mindeſtſteuergruppe ($ 11 des Gewerbeſteuergeſetzes) oder Ermäßigung der nach 8 12 Abſ. 2 des Ge- 
werbeſteuergeſetzes feſtgeſetzten Zuſchläge zu beantragen, ſoweit die Veranlagung bei Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bereits rechtskräftig geworden iſt. 
Die nach Abſ. 1 eingehenden Anträge find vom Steueramt zu entſcheiden und rechtlich als Ein- 
ſprüche gegen die Gewerbeſteuerveranlagung zu behandeln. 
Soweit die Gewerbeſteuer und die Septemberrate der Sonderabgabe bereits entrichtet iſt, findet 


Artikel III. 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. Die Beſtimmungen des Artikel J finden erſt⸗ 
malig Anwendung bei der Feſtſetzung der Oktoberrate für die Sonderabgabe. 
Danzig, den 12. Oktober 1923. 0 5 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. N 
Sahm. Dr. Frank. 


488 f Fünfte Verordnung ; 
über die Angliederung neuer Lohnklaſſen in der Juvalidenverſicherung. Vom 12. 10. 1923. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird folgendes 
verordnet: g a 


eine Erſtattung nicht ſtatt. 


Artikel J. 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt ergänzt: 
+ * > 
Ir 


Im 8 1245 Abſ. 1 in der Faſſung der dritten Verordnung über Angliederung neuer Lohnklaſſen 
in der Invalidenverſicherung vom 21. September 1923 (Geſetzbl. S. 981) wird die letzte Zeile geſtrichen. 
Der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 

Lohnklaſſe 46 von mehr als 130 Milliarden Mark bis zu 400 Milliarden Mark 
* 47 " n „ 400 „ 1 nn 600 = " „ 
18 „ „„ — 5 i 


Der $ 1289 wird wie folgt ergänzt: 
16 500 000 M für jede Beitragswoche in Lohnklaſſe 46, 


25 000 000 ” 77 " " * "n 7 
35 000 000 n ” 1 7 * 1 48. 
9 8. | 
Der § 1392 Abſ. 1 wird wie folgt ergänzt: 
in der Lohnklaſſe 16. 120 Millionen Mark, 
" ** "n 47 lag See ehr 180 1 7 
2 „ 48. 250 „ 1 
Artikel II. 


Wird der Lohn (Gehalt) in Goldpfennigen (Induſtrieſchecks) gezahlt, ſo gilt für die Errechnung 


der Lohnklaſſen und der Beiträge in Papiermark als Multiplikator der von den Spitzenorganiſationen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmerverbände allwöchentlich für die Lohnzahlung ſeſtgeſetzte Wert eines 
Goldpfennigs, und zwar für die Zeit bis zur nächſten Feſtſetzung. 


Maßgebend iſt der Wert dieſes Goldpfennigs zur Zeit der Zahlung der Beiträge. 
Wird der Lohn (Gehalt) in ausländiſcher Währung gezahlt, ſo gelten für die Errechnung nach 


Abſ. 1 die am letzten Börſentage vor dem Zahltage an der Danziger Börſe amtlich u Kurſe 
Griefturſe). 


Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Oktober 1923 in Kraft mit der Maßgabe, daß von dieſem 


Tage ab für die Verſicherten der Lohnklaſſen 1 bis 45 die 46. Lohnklaſſe gilt. 


Rückſtände oder Beiträge für zurückliegende Zeiten können nur in den am Zahltage geltenden 


Lohnklaſſen beglichen werden. 


Danzig, den 12. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Verordnung 
über Poſtgebühren. Vom 11. 10. 1923. 8 
Auf Grund des 8 2 des Geſetzes über Poſt-, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 


23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Poſtgebühren für den Verkehr innerhalb des Freiſtadt⸗ 
gebiets auf die in der beigefügten Zuſammenſtellung angegebenen Beträge feſtgeſetzt. 


Dieſe Verordnung tritt am 15. Oktober, hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammel⸗ 


überweiſungen am 1. November 1923 in Kraft; die Verordnung über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren vom 
6. Oktober 1923 tritt hinſichtlich der Gebühren, für welche die vorliegende Verordnung eine Neufeſtſetzung 
vorſieht, vom gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 


Danzig, den 11. Oktober 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


E Zuſammenſtellung 
= der vom 15. Oktober 1923 geltenden Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. 
m L L L 2 mm ʃ i 


Gebühr in 
Gegenſt and Millionen Anmerkungen 
M 
I. Poſtgebühren. a 
Poſtkarten 
JEE ĩðV2½ß ea ee Sa ee nee 3 
C ði(d en es 6 
Briefe 
a) im Ortsverkehr 
77 A AA AAA ee ge 6 
r ⁵⁵f — 9 
„ U, 10 SA Be 3 15 
0 en 5 18 
b) im Fernverkehr g 
JJ! ee ee a 15 
über 20 bis 100 g ä 1 21 
a EN 88 24 
11717. Tale ma 27 
Druckſachen 5 
—T.: . ĩ˙Ü¹i¹AVW·ð1¹⁰ ßX1ör. 3 
über 25 bis 50 g JJ TER ee re 6 
„„ BE en Ben a 9 
PFF ᷣͤ RE SE RER Her 15 
C 5 ar a a a a ee Sn nahe a. 18 
r ea en a 21 
„ I kg,, 2kg (nur für einzeln verſandte, ungeteilte f 5 
e * 27 
Geſchäftspapiere - 
— ————::: EEE TE RE 15 
— je A Se a 18 
S/ ᷣ¶ᷣ¶dö?;?;ß;ß;ß ʒͥ §ĩͤ»ÿ 2¹ 
a ige 5 
„„ . ER er 9 
| 100 bis 250 g ) RE 15 
„5585 ⁵D f TRETEN Rare 18 
| . en (zuſammen Harz Drudfaden, Blindenfi chriſtſendung en, 
Geſchäftspapiere und Warenproben) 
N er AT 15 
| : RR 18 
} 500 g ER REN RE EEE 21 
| Rädchen bis 1 22 %%ꝓꝓꝓꝓ%ꝓS%ꝓ%S0SWSSWWSG—V ERERR 30 
|’ Die an hg die für nicht oder unzureichend freigemachte 
Kol oſtkarten Briefe ſowie für ene eigemachte 
ruckſachen, Gear Warenproben und Mi jentungen 


) zu er iſt, wird auf eine urch 100 000 teilbare une 
| aufgerundet. 5 


N 
b 
5 


. 


Gegenſt and 


akete W BE - 
= „ 8 = SE EEE LEE 
per De Ya SE Me a ee Ferne 
VS ae 28 en Er SEE 
RE u ER Se a re a 
GE RE c 8 
FD JJC. ĩ 
„!!. RE 
JJ... EEE 
JJ) ͤ ò ðùͥͤ ee erh 
ER N TE ET SE 
FFF FFF 
a a ER ee ee en 
NOT a ET ET 
Erg 
BE: RN ER EEE ß 
„ 1 0 8 
Zeitungspakete bis 5 khRhk gz ẽ2᷑UNN 
Verſicherungsgebühr 
a) für Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete für je 10 000 000 M 
/ ĩ ͤ eier we 


b) für unverſiegelte Wertpakete für je 10000 000 M der Wertangabe 100 


Poſtanweiſungen 
bis 


50 Milltioſen RM Vega 

über 50 „ 100 = T 8 

„ 100. „ 50 æZqꝑꝗſſfmm. 

„ 500 % m 

1 1 „ 2000 c 

„ 2000 „ 3000 = „ „ 

„ 00 „ WO „ „ nr A 

„ 5000 „ 7500 . FPR 

„ 7500 „ 10000 8 EEE TI BRD 

Zeitungen 


a) Zeitungsgebühr für das a einmalige oder ſeltenere 
ſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in der Woche bei 
einem durchſchnittlichen Nummergewicht 


C . ER 
Dr 0 RE 7 
DO ‚ Or EETFENR, 

100 „ 250 8 mai 2 
„ 250 „ 500 g e RE a 
he Pe a ee u 


Cc 5 
für das Monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die 
Hälfte davon 
b) Mindeſtgebühr, monatlickchttt . 
c) Gebühr für Sammelüberweiſungen öchſtgewicht einer 
Nummer 25 g im Jahresdur (nit) ae N 


Gebühr in 
Millionen 
AN 


200 Tauſend 


* 


Anmerkungen 


. —⁵ w... ² ³-ꝛ:˙ —˙ͤ- ̃—TNM7̃ uv wN ] 


Der Geſamtgebühren 


betrag iſt auf eine 
durch 1 Million teil⸗ 
bare Markſumme 
aufzurunden. 


Unverändert. 


Vom 1. November 
3 an. 
Unverändert. 


1047 

Poſtgebühren 
nach Deutſchland und Polen. Vom 11. 10. 1923. 

Die mit Verordnung über Poſtgebühren vom 11. Oktober 1923 veröffentlichten Gebührenſätze 
gelten außer den Paketgebühren vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ab auch im Verkehr nach Deutſchland, 
hinſichtlich der Briefſendungen ſowie der Verſicherungsgebühr für Wertbriefe auch im Verkehr nach Polen. 

Die Gebühren für Pakete nach Deutſchland ſind vom gleichen Zeitpunkt ab wie folgt feſtgeſetzt: 


1. Zone 2. Zone 
Millionen M Millionen M 
„ en 72 72 ) Für jedes Paket 
EFF 108 1 une Deren 
a BR EI a ee A re 126 189 ee außer 
er Be 0 { 
0 „„ 216 —Unterſchiebdesche⸗ 
IE RB ER: 162 243 „ 
ernung ein . 
7 8 n 9 kg 77 ee a Fe 180 270 ſchlagvon 50 Göld⸗ 
n T 204 306 centimen erhoben. 
„ 10 „ 11 kx 5 228 342 
JGG ͤ 252 378 
t - FFC 276 414 
+ TC 300 > 450 
Ga Re RT 330 495 
„J er BER 360 540 
„ 16 " 17 kg JSC LE 390 585 . 
777... re 420 630 
FFC 450 675 
„7 ee er 480°, 720 
Zeitungspakete bis 5 kg (1. und 2. Zone) 54 Millionen Mark. 
Danzig, den 11. Oktober 1923. . 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. . 
4091 Gebührenänderung 
* im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen). Vom 11. 10. 1923. 


Die Gebühren im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden 
vom 15. Oktober 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 5 
f (in Millionen Mark) 


JJ. WR ah 50 
J 9... aa a ee 25 
r Te RE 30 
een, anal, 10 
Blindenſchriftſendungen für je 5oohh;,. n 5 
, ee ak 10 
, e 50 
für je 50 g ar, 10 
BE 0 a ĩͤ 20 


die Einſchreibgebühr. V% 
die Eilzuſtellgebühr für Briefſendungen 


die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g.. 20 
An deſtend ahr ́ l! Bee 100 

die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender 5 
C TTT 10 

die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme .. 15 


die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 30 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 20 
Die Verordnung vom 3. Oktober 1923 betreffend Gebührenänderung im Poſtverkehr mit dem 


Ausland (außer Deutſchland und Polen) vom 8. Oktober an tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 11. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


